
Gemeinde Barleben 
Der Bürgermeister 
 
 

B E S C H L U S S V O R L A G E  
 

TO-Freigabe am: 10.01.2022 
BV-0010/2022 

öffentlich 
 

Amt: Bau- und Ordnungsamt  Datum: 05.01.2022 

Bearbeiter:    Aktenzeichen: 61 26 

 
 

Beschlussvorschlag: Abstimmungsergebnis: 

Gremien: Datum: TOP: angen. abgel. geänd. angen. abgel enthal. 

Ortschaftsrat Meitzen-
dorf 

22.02.2022        

Bauausschuss 08.03.2022        

Hauptausschuss 15.03.2022        

Gemeinderat 22.03.2022        

 
 

Beschließendes Gremium: Gemeinderat 
 

vom Mitwirkungsverbot nach § 33 KVG LSA betroffen: 
 

 
Gegenstand der Vorlage: 
Bebauungsplan Nr. 9 für das Wochenendhausgebiet "Jersleber See" - Meitzendorf  
Beibehalt des aktuellen Planungsrechts 
 
Beschluss 
 
Der Gemeinderat bestätigt, dass kein Änderungserfordernis zum aktuellen Planungs-
recht vorliegt und bekräftigt somit den Beibehalt der Zielstellungen innerhalb des Be-
bauungsplanes Nr. 9 für das Wochenendhausgebiet „Jersleber See“ – Meitzendorf.  
 
Alternativer Beschlusstext bzw. Ergänzung: 
Der Gemeinderat beschließt, dass die Umfrage unter den Wochenendsiedlern erneut 
durchzuführen ist. Das Ergebnis ist dem Gemeinderat vorzulegen.   
 
 

 
 
 
 
 
F r a n k  N a s e         Siegel 
Bürgermeister 
  



Sachverhalt 
Bebauungsplan Nr. 9 für das Wochenendhausgebiet „Jersleber See“ – Meitzendorf 
Beibehalt des aktuellen Planungsrechts 
 
Seitens der Bauherrenschaft wurde für den Ersatz von defekten Bauwerksteilen am Bunga-
low (Flur 3, Flurstück 256, Kanalstraße 175) eine nachträgliche Genehmigung bei der zu-
ständigen Bauaufsichtsbehörde beantragt. Unter Berücksichtigung des § 36 Baugesetzbuch 
(BauGB) wurde die Gemeinde am Verfahren beteiligt und um Stellungnahme gebeten. Auf-
grund bestehender bauplanungsrechtlicher Widersprüche war das Einvernehmen zu versa-
gen – Einzelheiten sind dem nachstehenden Auszug aus der Beurteilung vom 09.08.2021 zu 
entnehmen.  
 

 … 
 

Begründung: 
 

Das antragsgegenständliche Grundstück ist Bestandteil des Geltungsbereiches 
zum Bebauungsplan Nr. 9 für das Wochenendhausgebiet Jersleber See - Meit-
zendorf. Eine Ausweisung ist grundsätzlich als Sondergebiet für Wochenend-

häuser zu verzeichnen.  
Vorsorglich ist darauf hinzuweisen, dass der Bezug zur 2. Änderung (so lt. Ent-

wurfsverfasser im Rahmen der Berechnung der Grund- und Geschossflächen-
zahl) hier nicht hergestellt werden kann, da sich diese auf einen festgelegten 

(Teil-)Geltungsbereich bezieht, dem das o.g. Baugrundstück nicht zuzuordnen 
ist.  
 

Gemäß § 30 Abs. 1 BauGB ist ein Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplanes zulässig, wenn es dessen Festsetzungen nicht widerspricht und die 

Erschließung gesichert ist.  
 

Das geplante Vorhaben umfasst den Ersatz von defekten Bauwerksteilen am 
Bungalow, es entspricht bezüglich der Art der baulichen Nutzung den Festset-

zungen des Bebauungsplanes.  
Ein bauplanungsrechtlicher Widerspruch ergibt sich jedoch bereits zur maximal 

festgesetzten Größe (Grundfläche) des Wochenendhauses.   
 

Auszug Flurkarte / Luftbild zur Lagedarstel-
lung: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 Auszug B-Plan: 
 

 



 

 

 
Der Bebauungsplan setzt eine maximale Obergrenze für ein Wochenendhaus je 

Baugrundstück mit 40 m² fest. Entsprechend vorliegender Bauakte ist die 
Grundfläche nach Umsetzung der Baumaßnahmen mit 70,69 m² angegeben, 
der Grundriss weist ein Rechteck auf. Es ist anzunehmen, dass die Darstellung 

im Luftbild den ehemaligen Bestandbungalow erfasst, dieser berücksichtigt 
eine sogenannte L-Form mit einer gesamten Grundfläche von ca. 50 m².  

Durch die bereits erfolgten Baumaßnahmen ist zumindest der Bestandsschutz 
mit Bezug auf eine seinerzeit erteilte bauordnungsrechtliche Genehmigung er-
loschen. Zudem dürfte es sich bei dem beabsichtigten Vorhaben alleinig durch 

die Änderung der Grundform sowie der Grundflächenerweiterung nicht nur um 
den Ersatz von defekten Bauwerksteilen am Bungalow handeln. Ferner ist an-

zumerken, dass die Berechnung der Grund- und Geschossflächenzahl (GFZ) 
des Entwurfsverfassers hier Bezug auf eine Grundstücksgröße von 440 m² 
nimmt, lt. gemeindlichen Liegenschaftsangaben verfügt das o.g. Flurstück le-

diglich über eine Fläche von 257 m². Folglich wäre ebenfalls eine Überschrei-
tung der GFZ (lt. Bebauungsplan max. 0,12) zu erkennen.  
 

 
Da auch die Kreisplanung des Landkreises Börde das Vorhaben negativ beurteilte, fand am 
07.10.2021 in den Räumlichkeiten des Landkreises, unter Hinzuziehung der Bauherren, eine 
Anhördung statt – das Protokoll wurde von der Bauherrenschaft abgefordert - siehe Auszug.  
 

… 



 

 
 
Im Ergebnis wurde seitens der Bauherren ein Antrag auf Änderung des Bebauungsplanes 
gestellt, dieser ist als Anlage 1 beigefügt (ohne persönliche Daten). 
Unter Berücksichtigung des Planungsrechts sowie einer bereits in 2006 erfolgten Erörterung 
und Beschlussfassung zum möglichen Änderungsbedarf (Auswertung der Vorprüfung zur 
Einleitung eines 3. Änderungsverfahrens / BV-0146/2006 vom 28.09.2006 – siehe Anlage 2) 
wurde der Plangeber einbezogen, hierzu liegen aktuell folgende fachliche Ausführungen vor: 
 

… 



 

 
 
Gemäß § 1 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) haben die Gemeinden die Bauleitpläne aufzu-
stellen, sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist. 
Auf die Aufstellung von Bauleitplänen und städtebaulichen Satzungen besteht kein An-
spruch; ein Anspruch kann auch nicht durch Vertrag begründet werden.  
 
Wie bereits dargelegt, ist die Art der baulichen Nutzung einem Sondergebiet für Wochenend-
häuser zuzuordnen. Allgemein wird der Zweck dadurch bestimmt, dass ein Wochenendhaus-
gebiet einem (nur) zeitlich begrenzten Erholungsaufenthalt dienen muss; allerdings muss 
sich dieser Aufenthalt nicht – wie die Bezeichnung vermuten lassen könnte – auf die Wo-
chenenden beschränken, vielmehr kommen hier auch längere (ununterbrochene) Zeiträume 
wie Ferien, Urlaub und sonstige „Freizeiten“ in Betracht. KEINE DAUERWOHNNUTZUNG! 
Das sogenannte planerische Grundkonzept berücksichtigt die Ausweisung des Wochenend-
hausgebietes, u.a. konsequenterweise mit der Begrenzung der zulässigerweise überbauba-
ren Grundfläche nach § 10 Abs. 3 Satz 3 Baunutzungsverordnung. Die im Bebauungsplan 
zum Ausdruck kommenden Grundzüge der Planung werden durch das beabsichtige Vorha-
ben = Bungalow mit einer Grundfläche von 70,69 m² (bei einer Größe des Flurstückes von 
257 m²) erheblich beeinträchtigt. 
  
Unter Berücksichtigung der vorangegangenen Ausführungen wird aus Sicht der Verwaltung, 



unter Einbeziehung der Beurteilung des Plangebers, hinsichtlich der vorliegenden und ein-
zelfallbezogenen Antragstellung kein sachgerechtes Erfordernis zur Einleitung einer Bebau-
ungsplanänderung erkannt.  
 
Grundsätzlich kann nicht ausgeschlossen werden, dass im Zuge einer generellen Änderung 
des Planungsrechts, bezogen auf die Umsetzung der konzeptionellen Studie zur künftigen 
funktionsgerechten Gestaltung des Jersleber Sees u.a. eine angemessene Anpassung der 
Grundfläche der Wochenendhäuser in Betracht gezogen wird. Innerhalb dieser Prüfung sind 
dann ferner die Grundsätze eines Wochenendhausgebietes (beachte ebenfalls: Verordnung 
über Campingplätze und Wochenendplätze) sowie die Tatbestände der auskömmlichen Er-
schließung und Kompensation zu betrachten. 
 
 
Allein aus Vollständigkeitsgründen sei der Hinweis erlaubt, dass die seitens der Antragsteller 
erwähnte Traufhöhe von 6 m und die Geschossflächenzahl von 0,4 Bestandteile des einfa-
chen Bebauungsplanes der Niederen Börde (Jersleber Gemarkung) sind. Berührt ist hier das 
Maß der baulichen Nutzung für das Sondergebiet der Ferienhäuser. §3 der textlichen Fest-
setzungen beschreibt, dass Ferienhäuser gemäß § 10 Abs. 4 BauNVO sowie Anlagen und 
Gebäude für sportliche Zwecke zulässig sind.  
 
Die Anhörung des Ortschaftsrates Meitzendorf erfolgt im Sinne des § 84 Absatz 2 Zif-
fer 3 des Kommunalverfassungsgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA). 
 
 
Begründung für Status „nicht öffentlich“: ./.  
 
 
Rechtsgrundlage: §§ 1 ff. BauGB 
 

 
Finanzielle Auswirkungen 
 

 
Kosten der Bearbeitung in EUR 
 

 
«275,00» 
 

    
 

Kosten der Maßnahme 
 

 JA   NEIN 
1) 2) 3) 4) 
Gesamtkosten der Maßnah-
men 
(Beschaffungs-/Herstel-
lungskosten) 

Jährliche Folgekosten/ -lasten Finanzierung Einmalige oder jährliche 
Haushaltsbelastung 
(Mittelabfluss/Kapitaldienst/ 
Folgelasten oder kalkulatori-
sche Kosten) 

 
 

 Eigenanteil Objektbe-
zogene                                       
 Einnahmen 
 

 

  (i.d.R.=                 (Zuschüsse/ 
Kreditbedarf)           Beiträge) 

 

    

     €      €      €                         €      € 

 

im Ergebnishaushalt 
 JA 
 NEIN 

im Finanzhaushalt 
 JA 
 NEIN 

 betreffende  
Buchungsstelle 
      

 

 



Anlagen 
Anlage 1 – Antrag der Bauherrenschaft zur Änderung des Bebauungsplanes (ohne persönli-
che Daten) 
Anlage 2 – BV-0146/2006, nebst Anlage 
 

 


	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Kontrollkästchen1
	Kontrollkästchen2
	Text1
	Text2
	Text4
	Text5
	Text3
	Kontrollkästchen3
	Kontrollkästchen4
	Kontrollkästchen5
	Kontrollkästchen6
	Text6
	Anlage

